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Um zu vermeiden, dass das ganze Tarifsystem destabilisiert 
wird und Belegschaften gespalten werden, fordern die Bun-
desvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände und 
der Deutsche Gewerkschaftsbund gemeinsam die Politik 
zum Handeln auf. Die Tarifeinheit soll gesetzlich verankert 
werden. Ihr Vorschlag: Bei konkurrierenden Tarifverträgen 
soll der Abschluss gelten, der von der Gewerkschaft mit 
den meisten Mitgliedern im Betrieb abgeschlossen wurde 
(Mehrheitsprinzip). Eine kleinere Gewerkschaft soll erst zum 
Streik aufrufen dürfen, wenn der für die Mehrheit geltende 
Tarifvertrag ausgelaufen ist. Dieser Vorschlag beinhaltet ei-
ne wichtige Anreizfunktion: Um möglichst viele Mitglieder 
zu gewinnen, wären Berufsgewerkschaften gezwungen, 
sich für möglichst viele Berufsgruppen zu öffnen. Damit 
müssten sie die Auswirkungen ihrer Abschlüsse – wie die 
Gefahr eines Stellenabbaus – stärker berücksichtigen und 
entsprechend moderater auftreten.

Hagen Lesch

Institut der deutschen Wirtschaft Köln

lesch@iwkoeln.de

Gesetzliche Krankenversicherung

Hilfl ose Politik

Bundesgesundheitsminister Rösler plant durch mehre-
re Maßnahmen das für 2011 erwartete Defi zit bei den ge-
setzlichen Krankenkassen zu beseitigen: Der Beitragssatz 
für Kassenmitglieder soll ab 2011 wieder – wie schon nach 
dem Start des Gesundheitsfonds Anfang 2009 – auf 8,2% 
steigen, der Arbeitgeberanteil wird auf 7,3% angehoben 
und dort festgeschrieben. Wenn Zusatzbeiträge – die kleine 
Kopfpauschale – erforderlich werden, können diese bis zur 
Höhe von 2% des sozialversicherungspfl ichtigen Einkom-
mens ohne Sozialausgleich erhoben werden, darüber hin-
aus sind unbegrenzt Zusatzprämien – wenn auch mit So-
zialausgleich – möglich. Mit der Pharmaindustrie wurde ein 
Sparpaket vereinbart.

Um die Beitragserhöhungen leichter durchsetzen zu kön-
nen, hat das Gesundheitsministerium eine Drohkulisse 
aufgebaut: In seiner Pressemitteilung nennt es für 2011 ein 
Kassendefi zit von 11 Mrd. Euro, obwohl der dafür zustän-
dige Schätzerkreis erst im Herbst offi ziell seine Prognose 
für 2011 abgibt. Fest steht, dass der Bundeszuschuss von 
3,9 Mrd. Euro, der im Rahmen des Sozialversicherungssta-
bilisierungsgesetzes gewährt wurde, 2011 wegfällt. Vorge-
sehen war dieser Beitrag ohnehin als Konjunkturstützung 
in der Finanz- und Wirtschaftskrise, er lässt sich also bei 
besserer Konjunktur nicht mehr rechtfertigen. Gleichzeitig 
wächst aber der Zuschuss für versicherungsfremde Leis-
tungen, der schon von der Vorgängerregierung beschlos-
sen worden war, um 2 Mrd. und damit auf den geplanten 

Ende der Tarifeinheit

Politischer Handlungsbedarf

Das Bundesarbeitsgericht hat den über Jahrzehnte ge-
pfl egten Grundsatz der Tarifeinheit aufgegeben. Tarifeinheit 
bedeutet: In einem Arbeitsverhältnis oder in einem Betrieb 
fi ndet immer nur ein Tarifvertrag Anwendung. Schließen 
mehrere Gewerkschaften für einen Betrieb konkurrierende 
Tarifverträge ab, geht der räumlich, fachlich und persönlich 
nähere Tarifvertrag dem entfernten vor (Spezialitätsprinzip), 
also z.B. der Firmentarifvertrag dem Flächentarifvertrag 
oder der Tarifvertrag, der den gesamten Betrieb abbildet, 
der Regelung für eine einzelne Berufsgruppe. 

Die Tarifeinheit beschränkte die Handlungsmöglichkeiten 
von Berufsgewerkschaften wie der Vereinigung Cockpit (Pi-
loten), dem Marburger Bund (Ärzte) oder der Gewerkschaft 
Deutscher Lokomotivführer. Da diese auch als Spartenge-
werkschaften bezeichneten Arbeitnehmerorganisationen 
Berufsgruppen vertreten, für die auch Branchengewerk-
schaften verhandelten, waren sie dazu gezwungen, der 
großen Gewerkschaft den Vorrang zu lassen. In den letzten 
Jahren setzten aber doch einige dieser Spartengewerk-
schaften ihre tarifpolitische Eigenständigkeit durch. Mög-
lich war dies, weil es sich um streikmächtige Berufsgrup-
pen mit einer wirtschaftlichen Schlüsselstellung handelte. 
Zudem hatte sich über Jahre ein hohes Maß an Unzufrie-
denheit aufgestaut, was die Konfl iktbereitschaft stärkte. 
Noch ist die Zahl solch tarifpolitisch eigenständiger Berufs-
gewerkschaften überschaubar. Ohne Tarifeinheit könnten 
sich aber weitere Berufsgewerkschaften bilden.

Damit drohen zwar noch keine „britischen Verhältnisse“. Im 
Großbritannien der 1970er-Jahre existierten über 400 Ge-
werkschaften, darunter zahlreiche Berufsgewerkschaften. 
Jede für sich wollte für ihre Mitglieder bessere Bedingun-
gen aushandeln, mit der Folge permanenter Tarifkonfl ikte. 
Mit der Thatcher-Regierung wurden die Auswüchse ab 
1980 schrittweise durch verschiedene Gesetze einge-
dämmt. Im Verkehrs- und Gesundheitswesen sind die mög-
lichen Wirkungen des Gewerkschaftswettbewerbs aber 
auch hierzulande schon sichtbar. Die Arbeitgeber müssen 
mit mehreren Gewerkschaften verhandeln. Dadurch häufen 
sich Konfl ikte, und unterschiedliche Laufzeiten der Tarifver-
träge entwerten die Friedenspfl icht. Die Branchengewerk-
schaften werden gezwungen, weitere Abspaltungen von 
Berufsgruppen durch bessere Lohnabschlüsse zu vermei-
den. Dabei besteht die Gefahr, dass sich die verschiedenen 
Gewerkschaften gegenseitig überbieten wollen. Gerade bei 
komplementärem Gewerkschaftswettbewerb (es konkur-
rieren Gewerkschaften, die die Interessen nicht austausch-
barer Berufsgruppen vertreten) drohen sich hochschau-
kelnde Gewerkschaftsforderungen.

DOI: 10.1007/s10273-010-1094-5
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euren. Aber auch in vielen Ausbildungsberufen, etwa in der 
Pfl ege, sind Stellen schwer zu besetzen. So rückt ein altes 
Thema wieder in den Mittelpunkt – der Fachkräftemangel. 
Wären die Arbeitsmärkte genügend fl exibel, sollten Lohn-
steigerungen Nachfrageüberhänge zumindest längerfris-
tig aufl ösen. Wenn die Arbeitgeber über nicht besetzbare 
Stellen klagen, kann dahinter auch der Wunsch stecken, 
Wettbewerbsvorteile durch niedrige Löhne zu sichern. 
Dennoch ist die zunehmend schwierige Suche nach Fach-
kräften auch eine Folge von strukturellen Problemen.

Der demografi sche Wandel hat den Arbeitsmarkt mittler-
weile voll erreicht. Die starken Nachkriegsjahrgänge gehen 
derzeit in Rente und schaffen großen Ersatzbedarf. Dieser 
wäre schon zahlenmäßig von den durch niedrige Gebur-
tenraten verkleinerten Jahrgängen, die am Arbeitsmarkt 
nachrücken, nicht zu füllen. Zuwanderung könnte hier Ent-
lastung schaffen, doch nun rächt sich die zögerliche Politik 
des letzten Jahrzehnts. Deutschland hat es versäumt, at-
traktive Zugangswege für ökonomisch motivierte Einwan-
derer zu schaffen. Auch die Chance, von der Freizügigkeit 
für Arbeitnehmer aus den osteuropäischen EU-Beitritts-
ländern zu profi tieren, wurde leichtfertig verspielt. So ist 
der Strom an ausländischen Fachkräften, die zur Arbeit 
nach Deutschland kommen und Arbeitskräftelücken füllen 
könnten, ausgetrocknet.

Zur ungünstigen demografi schen Entwicklung kommt ein 
qualifi katorischer Mismatch. Dass bei 3 Mio.  Arbeitslo-
sen ein Fachkräftemangel droht, ist ein Indiz für eine zu 
geringe oder falsche Qualifi kation vieler Langzeitarbeits-
loser. Eine Weiterbildung dieser Gruppe wäre aufwändig 
und, wie die Evaluation entsprechender aktiver arbeits-
marktpolitischer Maßnahmen lehrt, wohl oft nicht erfolg-
reich. Man sollte den Tatsachen ins Auge sehen. Für viele 
heute Langzeitarbeitslose wird nur die Beschäftigung im 
Niedriglohnbereich bleiben. 

Notwendig, um das Fachkräftereservoir nachhaltig zu 
füllen, wäre eine Doppelstrategie aus gesteuerter Zuwan-
derung und einer Bildungsoffensive beim Arbeitsmarkt-
nachwuchs. Zuwanderung in Mangelberufe könnte den 
Arbeitsmarkt kurzfristig und gezielt entlasten. Um echte 
Fachkräftebedarfe zu identifi zieren, sollten die Arbeit-
geber hierbei einen Preis für die Arbeitserlaubnisse der 
ins Land geholten Zuwanderer bezahlen. Dies erhält die 
Anreize, in die Qualifi zierung heimischer Arbeitskräfte zu 
investieren, aufrecht. Mittelfristig muss es darum gehen, 
den hohen Anteil der Jugendlichen, die keine Berufsaus-
bildung abschließen, zu senken. Nur von unten lassen 
sich die durch die Expansion bei der akademischen Bil-
dung gerissenen Lücken bei den Facharbeitern schließen. 
Um die Ausbildungschancen zu verbessern, gehört der 
bestehende Förderdschungel bei den Jugendlichen end-

Endbetrag von 14 Mrd. Euro. Ein Rückgang des staatlichen 
Engagements ist jedenfalls nicht für das 11-Mrd.-Loch ver-
antwortlich.

Ganz simpel lässt es sich durch eine weitere Steigerung 
der Ausgaben bei gleichzeitigem Zurückbleiben der Ein-
nahmen erklären. Wird der Trend aus der Vergangenheit 
beibehalten, sind entsprechende Größenordnungen gar 
nicht unwahrscheinlich. In den letzten zehn Jahren sind die 
Ausgaben für Sachleistungen in der gesetzlichen Kranken-
versicherung um 30% angestiegen, davon allein in den letz-
ten fünf Jahren um 20% – und auch im ersten Quartal 2010 
gab es im Jahresvergleich eine Zunahme von 4,5%. Die 
beitragspfl ichtigen Einnahmen konnten und können bei die-
ser Entwicklung nicht mithalten. Sie wuchsen in den letzten 
zehn Jahren nur um 11%.

Die Gesundheitspolitik ist angesichts dieser Lage hilfl os. 
Sie führt selbst die Ausgabensteigerungen auf die Anhe-
bung der Ärztehonorare (Steigerung der Ausgaben für am-
bulante ärztliche Behandlung allein 2009 um 7,4%) und auf 
die steigenden Krankenhauskosten zurück. Immer wieder 
und vor allem nebulös wird aber für die Zukunft darauf hin-
gewiesen, dass die demografi sche Entwicklung und der 
medizinisch-technische Fortschritt die Kosten im Gesund-
heitswesen weiter steigen lassen werden. Beide Effekte 
gibt es jetzt schon seit einiger Zeit. Inwieweit diese aber 
für die jüngsten Kostensteigerungen verantwortlich sind, 
wäre eine intensivere Erforschung wert. Ein Blick auf die 
Sachlage lässt eher vermuten, dass sich hier zunehmend 
und massiv Interessengruppen durchsetzen. Kurzfristig hat 
sich die Politik daher für den Weg des geringsten Wider-
stands entschieden: Steigende staatliche Zuschüsse (diese 
erreichen einen Anteil von mehr als 8% an den Ausgaben) 
und eine steigende Belastung der Arbeitnehmer. Der Bun-
desgesundheitsminister wagt es einfach nicht, sich mit den 
Lobby-Gruppen anzulegen und wirklich mehr Wettbewerb 
in den Gesundheitsbetrieb einzuführen, etwa dadurch, 
dass er den Kassen mehr Wettbewerbsparameter an die 
Hand gibt.

Susanne Erbe

Redaktion Wirtschaftsdienst

s.erbe@zbw.eu

Arbeitsmarkt

Fachkräftereservoir füllen!

Der deutsche Arbeitsmarkt hat die Rezession in bemer-
kenswert guter Verfassung überstanden. Flammt die 
Finanzkrise nicht wieder heftiger auf, dürfte die Arbeits-
losigkeit im Herbst unter die Marke von 3 Mio. fallen. Die 
Industrie klagt schon wieder über einen Mangel an Ingeni-
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abhängig davon, ob sie verheiratet sind. An dem System 
der Befreiung, etwa für soziale Härtefälle, soll sich struk-
turell nichts ändern.

Es wurde verschiedentlich gefordert, mit der Änderung 
des Gebührenmodells die Werbung im öffentlich-recht-
lichen Rundfunk abzuschaffen. Die Ministerpräsidenten 
haben jedoch lediglich festgelegt, dass zum Zeitpunkt 
des Modellwechsels Anfang 2013 an Sonn- und Feierta-
gen und nach 20 Uhr an Werktagen (mit Ausnahme großer 
Sportereignisse) Sponsoring ebenso wie Werbung unzu-
lässig sein soll. Die Erleichterung bei den Ministerpräsi-
denten ist nachvollziehbar, denn in anderen Ländern – et-
wa in Finnland – ist eine konvergenz-orientierte Reform 
vorerst gescheitert. Probleme können allerdings noch 
im Detail schlummern, denn der Anknüpfungspunkt der 
„Haushaltsgemeinschaft“ muss nun im Gesetz so konkret 
formuliert werden, dass eine praktikable und gerechte 
Lösung ohne Erhöhung des Verwaltungsaufwandes mög-
lich ist. Der Gesetzgeber ist zudem bei Modellwechseln in 
einer gewissen Zwickmühle, da der öffentlich-rechtliche 
Rundfunk nach der Rechtsprechung des Bundesverfas-
sungsgerichtes einen Anspruch auf funktionsgerechte Fi-
nanzierung hat, und nur grob prognostiziert werden kann, 
wie viel nach der Umstellung auf das neue Beitragsmodell 
tatsächlich eingenommen wird. Sollte es zu einer Unterfi -
nanzierung kommen, müsste der Beitrag erhöht werden, 
was möglicherweise politisch nicht einfach durchzuset-
zen ist. 

Der Rundfunkbeitrag refl ektiert allerdings besser als die 
bisherige Gebühr, dass es um kommunikative Leistungen 
geht, von denen im Grunde jeder in der Gesellschaft pro-
fi tiert, auch wenn er selbst wenig oder gar keinen Rund-
funk oder jedenfalls keine öffentlich-rechtlichen Angebote 
nutzt. Die Akzeptanz dieser vom Bundesverfassungsge-
richt geprägten Sichtweise in der Bevölkerung kann aber 
keineswegs – gerade in der jüngeren Generation – als 
selbstverständlich geteilt unterstellt werden. Die Diskussi-
on um die Finanzierung ist damit immer zugleich eine Dis-
kussion um die Akzeptanz eines dualen Systems auch und 
gerade in der konvergenten, Internet-orientierten Medien-
welt. Es spricht viel dafür, dass eine gemeinwirtschaftliche 
Finanzierung von Inhalten nicht an Bedeutung verliert. 

Wolfgang Schulz

Hans-Bredow-Institut für Medienforschung 

w.schulz@hans-bredow-institut.de

lich auf den empirischen Prüfstand. Da zu viele Abgänger 
die Schulen ausbildungsunreif verlassen, muss darüber 
nachgedacht werden, die Maßnahmen weiter in die Schu-
len vorzuverlagern. Auch für vorausschauend denkende 
Unternehmen werden benachteiligte Jugendliche als zu 
erschließendes Fachkräftereservoir zunehmend interes-
santer. Jedenfalls wächst die Zahl privater Programme für 
diese Zielgruppe. Im Hinblick auf den Fachkräftemangel 
sollte der Ruf nach dem Staat deshalb nicht vorschnell 
laut werden.

Holger Bonin

Zentrum für Europäische Wirtschaftsforschung (ZEW)

bonin@zew.de

Reform der Rundfunkfi nanzierung

Gemeinwirtschaftliche Finanzierung

Anfang Juni 2010 haben sich die Ministerpräsidenten auf 
eine Reform der Rundfunkfi nanzierung geeinigt. Auslöser 
hierfür war, dass mit der sogenannten Konvergenz – auf 
ganz unterschiedlichen Endgeräten, auch mit jedem an 
das Internet angeschlossenen PC oder mit Smartphones 
kann man Rundfunk empfangen – eine gerätebezogene 
Abgabe, wie das derzeitige Gebührenmodell, zunehmend 
Problemen begegnet. Zudem muss zur Kontrolle eine pri-
vate Wohnung betreten werden, wenn unklar ist, ob ein 
Rundfunkgerät zum Empfang bereit gehalten wird und 
dementsprechend eine Gebührenpfl icht besteht. Schließ-
lich war für den öffentlich-rechtlichen Rundfunk, dessen 
Finanzierung die Rundfunkgebühr überwiegend dient, 
schwer zu prognostizieren, welche Gebühreneinnahmen 
in Zukunft zu erwarten sind. 

All diese Probleme sollen durch einen Modellwechsel ge-
löst werden, hin zu einem geräteunabhängigen Beitrags-
modell, bei dem jeder Haushalt und jede Betriebsstätte 
einen einheitlichen Beitrag monatlich zu entrichten hat. 
Für Betriebsstätten – darum ist im Vorfeld stark gerungen 
worden – wird der Beitrag nach Beschäftigtenzahl gestaf-
felt. Die Gebührenhöhe für den Privathaushalt bleibt er-
halten. Allerdings wird die Veränderung zur Folge haben, 
dass ein Haushalt, der bisher keine volle Gebühr bezahlt 
hat, da dort kein „traditionelles“ Fernsehgerät vorhanden 
war und ausschließlich Rundfunk genutzt wurde, nun den 
vollen Beitrag zahlen muss. Dafür müssen die Mitglieder 
eines Haushalts zusammen nur eine Gebühr zahlen – un-

Literatur und Links zu diesen und anderen aktuellen wirtschaftspolitischen Themen fi nden Sie auf der Web-
site der ZBW unter ECONIS Select www.zbw.eu/kataloge/econis_select.htm
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